
WIENERGEMEIN DERAT
Sitzung vom16 .Jänner1931 .

BürgermeisterSeitz eröffnet um15 ' 15UhrdieSitzung .
Auf der Tagesordnungsteht der RechnungsabschlussderGemeinde

Wien für das Jahr 1929 sowie die Rechnungsabschlüsse derstädtischen
Unternehmungen¬

St . . Breitner leitet die Generaldebatte über denRechnungsab¬
schluss und die Spezialdebatte über die Verwaltungsgruppe II ein .Nach
einer Besprechungder wichtigsten Posten des Rechnungsabschlusseskommt
or auf die Frgge der Abgabenteilung zu sprechen .Er führt aus : Andem

grund sätzlichen Standpunkt ,dass Wienweder als Gemeindenoch als Land
Veranlassunghat ,auf demGebiete der AbgabenteilungKonzessionenzumachen ,

dass hiezu ,wenn man den Ursprung der Abgabenteilung - dieAblöse der
einstigen Zuschlagrechte -in Betracht zieht ,jede juristische undmorali¬

sche Verpflichtungfehlt ,hat sich nichts geändert .DieMchtverhälsnisse
sind aber leider stärker als noch so fest fundierte juristische ,politische
oder moralischeAnsprüche .Sostehen wir bei der 7 .Abgabenteilung .Wirhaber
bei allen vorhergegangenenAbgabenteilungenOpferumdes Friedenswillen
gebracht .Diesmal werden aber von uns Summen in einem so ungeheuren Aus¬

mass verlangt ,dass dadurch das ganze Gefüge der Wiener Verwaltung zer¬
stört werden würde .Trotzdem wurde der Versuch unternommenund eswird
an diesemVersuchauchnochunausgesetztwoitergearbeitet ,einEinverneh¬
menzu erzielen . Eswurde ein ganz ausserondentlich weitgehendes Anbotge¬
stellt ,wiemanes vormehrerenMonatengarnichtfür möglichgehadten
hätte .Dieses Angot beinhaltet ,dass dem Härteausgleich von 6 1/2 Millio - ¬

nender6 .Abgabenteolungsnovellenochweitere22 ' 3Millionenhinzugefühgt
werden .Das sind also rund 29 Millionen gegenübereinet Forderungdie
auf1919Millionenlautet .Sonstwirdein Ausglådchin derMittegetrof¬
fen .Manhätte dahergkaubensollen ,dass dieses Anbotin derErkenntnis
angenommonwird ,dass Wien damit seine Kräfte auf das äusserste anspannt
und Opferbringt ,die jedenfalls zumschwerenSchadender WienerStauer¬
träger ausgehenmüssen .WirhabendiesemungehauerlichenOpfergegenüber
das selbstverständliche Verlangenerkoben ,dass wenigstendieGemeinde
in dem ,was sie gegenwärtig hat ,zweifelsfrei vor jeder Anfechtung ge - ¬
sichert werde .Mansollte meinen ,dass dies in einemRechtsstaatüber¬
flüssig ist .Die Erfahrungenlehren leider das Gegenteil .DieNahrungs- und
Genussmittelabgabeist als verfassungswidrigbeanstandet werden ,weil
sie angeblich mit der Warenumsatzsteuergleichartig ist .Ein nach derAuf¬
fassung des Verfassungsgerichtsjofes so mangelhaftes Gesetz könnteder
Gemeindeverwaltungüberhauptnur dannzumVorwurfgemachtwerden ,
wennder WienerLandtagdes Gesetz über die Nahrungs -oderGenuss¬
mittelabgabe zu einer Zeit beschlossen hätte ,in der die Warenumsatz¬
steuerschonbestand ,alsobeientsprechenderSorgfaltdiegleichartig¬
keit hätte vermiedenwerdenkönnen .In Wirklichkeit liegen die Dingeum¬
gekehrt .Die Nahrungs -und Genussmittelabgabe wurde im Dezember1921ein¬
geführt .Die Warenumsatzsteuerwird aber zumersten MaleimWiederaufbau¬
gesetz vom November 1922über¬
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haupterwähnt. Esist docheinfachganzunmöglichzuverwalten,wennschon
vorhandaneLandesgesetzedadurchangefochtenwerdenkönnen ,dassweitspäter
Bundesgesetze beschlossen werden ,die eine früher nie vorhandeneGleichar¬
tigkeits chaffen .Nachdieser Methodekönnte ja einmal dieZinsgroschensteu¬

er des Bundesdazubenützt werden ,umuns die Wohnbausteueralsgleichartig
wegzunehmen .( lebhafte Zustimmungbei derMehrheit )

Stadtrat Breitner befasst sich sodannmit demgegendieGemeindever¬
waltung erhobenen Vorwurf ,dass die Steuerermässigungen nicht über Dezember

1930hinausverlängertwordenseien .Eswurdebehauptot ,dasshiezukeinezwån¬
gende Notwendigkeit gewesen sei ,weil es sich nur umeine drohendeVerschlech¬

terung der Abgabenteilung handle ,Beschlüsse des Nationalrates abernoch
nicht vorliogen .Tatsächlichist mit EndoDezember1930derAufteilingsschlüs -¬
sel für die Warenumsatzsteuerabgelaufen .DerMagistratwurdedurchZuschrift
des Finanzministeriums hievon verständigt und os ist bereits bei denVor- ¬
schüssenfürdenMonatJännerdieKürzungerfolgt . Rund110. 000Schillingpro
Tag werden der Gemeinde Wien seit 1 .Jänner 1931 vorenthalten .Dafür muss

selbstverständlich Ersatz geschaffen werden und deshalb konnten die Steuerer¬
mässigungen nicht weiter aufrechterhalten werden . Davonetwa ,dass der Bunddie
se Beträge reserviere und wir sie nach Abschluss der Verhandlungen über die

Abgabenteilung erhalten werden ,ist in der Zuschrift des Finanzministeriums
mit keinem Wort die Rede . Wasmanin Oesterreich mit der Vermögenssteuerer¬
lebt hat ,mahnt zur grössten Vorsicht .Im Abgabenteklungsgesctz heisst es ,dass

in den Jahren 1924und1925die Vermögenssteuereine ausschliesslicheBundes¬
steuer ist . Der§ 2des Gesetzes aber besagt wörtlich : " VomJahre 1926 anist

Abgabe .
auch die Vermögenssteuer eine gemeindchaftliche Die Verteilung des

Ertrages regelt ein besonderes Gesetz . "Dieses besondere Gesetz wurde
nicht eingebracht . Durchglatte Sabotage sind in diesen sechs Jahren denLän¬
dernundGemeindenrundachzigMillionenwiderrechtlichentzogen ,umnichteir
härteres ,aber weit treffenderes Wortfür diesen beispiellosen Vorgangzuge- ¬
brauchen .Manmussalso in Oesterreichwirklichauf alles gefasst sein .Daher
durfte eine sorgsame Verwaltung nicht Steuerermässigungen ,die unter anderen

Verhältnissengewährtwordensind ,verlängern . Eswaraberauchdringendstnot¬
wendigdenWienerStuererträgernklar undeindringlich zu Bewusstseinzu
bringen ,dassihreInteressenessind,umdieesin Wahrheitgeht .Dasletzte
Wortin dieserSachewirderst gesprochenwerden ,wenndieVerhandlungen
über die Abgabenteilung beendet sind ,Dann wird es sich zeigen ,ob es möglich
ist ,wie wir es wünschen ,die Steuerermässigungenrückwirkendauflebenzu

lassen .
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Stadtrat Brei tner beschäftigt sch nun mit den Angriffen ,die

gegendie Gemeindewegender Nahrungs - oderGenussmittelabgabegerichtet
worden .Davon ,dass der Magistrat das Erkenntnis desVerfazsungsgreichtshofe
systematisch missachte ,kann keine Rede sein .Dass der Spruch desVerfas¬

sungsgerichtshofes respektiert werde ,drückt sich darin aus ,dass bis zum
31. Dezember1930in Wien1840Betriebeals abgabopflichtigeingereihtware
Gegenwärtig sind nur 226 eingereiht . 88Prozent sind also froigelassen

worden ' Eswird allerdings erklärt ,dass auch dies unzulässig sei,weil in
Wien überhaupt kein einziger Betrieb den Luxuscharakter trage .Domgggen¬

über mussauf das Landesgesetzvon Steiermark verwiesen werden ,dasganz
kleinenGemeindendasRechtgibt ,gewisseGaststättenals Luxuslokalczu
erklärenundvonihneneine Nahrungs- oderGenussmittelabgabeeinzuheben.
Darunter sind Orte ,wie Donnersbach ,Judenburg ,Kapfenberg ,Knittelfeld ,
Kraubath ,Krieglach ,Lödersdorfetz .In der Stadt Grazontschoidetder
Stadtrat über die dauernde oder zeitweise Abgabepflicht nachfreiem
Ermessen .Im LandeTirol wird jeder den durchschnittlich üblichenLebens¬
bedarf übersteagende Aufwandin Gaststätten als Luxus erklärt .Die
Stadt Innsbruck beispielsweise zicht aus der Luxussteuer eine Einnahme
nach deren Höhe im Verhältnis zur Zahl der Einwohner Wien nicht weniger

als . 3MillionenSchillingeinhebenmüsste .( Hört! Hörtrufebeider
Mchrhoit )

StadtratBreitnerrichtet zumSchlussseinerAusführungen
denAppellan alle GemeinderäteWiens ,der geplantenVergewaltigung
der Bundeshauptstadtnicht zuzustimmen.Wienhat einoOpferbereitschaft
bekundet ,die mit vollemRechtungeheuerbezeichnot werdenddarf .Kommt
es zu einer einvernehmlichenRegelung ,dannwerdonsich ohnehintiof¬
einschneidende Abstriche als notwendig erweisen .Gelingt es nicht ,dann
werdendafür in erste Linie jene Nationalräte WiensdieVerantwortung
tragenmüssen ,die gegendie InteressenWiensstimmen .Immerabernoch
sei der ErwartungAusdruckgegeben ,dass es zu einereinvernehmlichen
Regolung kommenwird .( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .

Stadtrat Brdtner ersuchtumAnnahmedesRechnungsabschlusses.
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St .R .Kunschak erklärt zunächst ,dass der Rechnungsabschluss für

das Jahr 1929 sich von den früheren Rechnungsabschlüssen dadurch vorteilhaft
unterscheidet ,dass neben dem Bericht des Kontrollamtes nunmehr zumersten
MalauchderBerichtdesRechnungshofesüberdie GebarungderGemeindeWien
im Jahre 1929 vorliegt .Als wir uns seinerzeit für die Kontrolle ausgespro¬
chen haben ,wurdenwir als Menschenhingestellt ,die bereit sind ,dieGe¬
meindeautonomiezu opfern .Heute nun ist das Resultat der Kontrolleeinsol¬
ches ,dass auch der Finanzreferent seine Zufriedenheit damit ausgesprochen

hat .Der Rechnungshofhat wertvolles Material geliefert ,ein Beweisfürdie
Sachkundigkeit ,denFleiss unddie Hingabeder Organe ,denendie Prüfungob¬
lag .Daskannmichaber nicht hindern ,demBericht des Rechnungshofeskeine
übermässigeBedeutungbeizumessen ,und zwar aus demGrunde ,weil dieKontrolle
zumersten Maldurchgeführt vwurdeund die Gebarungder GemeindeWienfür
den Rechnungshofein bisher ganz fremdes Territorium war .Währendals eine
wirkliche Kontrolle nur die angesprochenwerdenkann ,die mit derVerwaltung
förmlichwächstundin denwahrenSachverhalteindringt ,hat derRechnungs¬
hof nur die Gebarungeines laufendenJahres undnur vollzogeneTatsachen
geprüft .Zum Rechnungsabschluss selbst kann ich nur sagen ,dass er anUeber¬
fluss von Aufrichtigkeit leidet und diese Aufrichtigkeit diekonsequente
Auswirkungdes Voranschlagesdarstellt .Wirhabenbei der BeratungdesVor¬
anschlages für 1929schon erklärt ,dass die Einnahmenviel zu diedrigan¬
gegeber sind .Der Rechnungsabschluss bestätigt jetzt unsere damaligen Be¬
hauptungen .Die Einnahmenim Jahre 1929 sind gegenüberdemVoranschlagum
5716 Millionen Schilling höher ;das ergibt einen kassamässigenUeberschuss
von 59 . 000Schilling ,während der Voranschlag ein Defizit von 29 . ' 8Millio - ¬

nen Schilling aufwies . Eswurdealso nicht nur das veranschlagte Defizit
im Laufe eines Jahres aufgeholt ,sondern darüber hinaus noch der Ueberschuss
von 59 . 000Schilling erzielt .Das ist eine vollständige Verkehrung desVor- ¬
anschlages .In Wahrheit ist aber der Ueberschuss noch bedeutend grösser .
So wurden für Wohnhausbauten um 15 ' 8Millionen Schilling und für Grundan¬
käufeum. 65MillionenSchilling Mehrausgegeben ,als vorgesehenwar ;wei¬
ter hat die Gemeindeum ' 3MillionenSchillingAktienvonder Teragund .
Baustoffe . G.angekauft ,eine Ausgabe ,die ebenfalls nicht vorgesehenwar .
Ueberdies sind solche Aktienkäufe eine rein spekulative Kapitalsanlage
und die Gemeindesollte sich vonsolchen Geschäftenferne halten .Fürden
Betragvon3192MillionenSchillinghat die Gemeindesich schliesslichan
der Kapitalsvermehrung der Land -und forstwirtsdhaftlichen Betriebsgesell¬
schaft beteiligt ,eine Spákulation ,die ein ausgesprochenesOpfer fürden
Sozialisierungsgedankenin der Landwirtschaftist .BeimBetriebWasserver¬
sorgung ist endlich eine Rücklage von ' 5Millionen Schilling und beimBe¬
trieb Friedhöfe eine Rücklage von über 300 . 000Schilling zuverzmichnen .

Zusanmenalso hat die Gemeindeum29 ' 5MillionenSchilling Ausgabengetä¬
tigt ,die nicht mit der unmittelbaren Gebarungder GemeindeimZusmmmenhang
stehen .Auf Grunddieser Ueberschreitungenund Rücklagenist daher dieFest¬
stellung ,dass der wirkliche Ueberschuss nicht 59 . 000Schilling sondern
rund 29 ' 5Millionen Schilling ausmacht ,keine gewalttätigkeit ,sonderneine

logische Schlussfolgerung .St .R .Kunschakbespricht danndieSystierung
der Steuerermässigungen,wobeier erklärt ,dass die BerufungdesFinanzre¬
ferenten auf die Warenumsatzsteuer vollkommen ungerechtfertigt ist .Der
Termin für die Geltung des Aufteilungsschlüssels ist abgelaufen ,sodassdas
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Finanzministerium die Ertragsanteile zu überweisen nicht in der Lageist .
SobaldderneueAufteilungsschlüsselin Kraftgesetztwerdenkann ,werden
die Ueberweisungenwieder erfolgen .Die Sistierung derSteuerermässigun¬
gon ist in Wirklichkeit einer schlechten Launedes Finanzreferentenzuzu¬
schreiben .DieFrageder Abgabenteilunghat seine diplomatischeRuhezum
Scheitern gebracht und Temperamentsaushrücheverursacht ,die gegenden
Bundunddie WienerSteuerträgergerichtet waren .Breitnerbehandeltdie
WienerSteuerträgerals Geissel ,ein Vorgehen ,das einer Verwaltungnicht
würdigist .Uoberdie Nahrungs-oderGenussmittelabgabeerklärtSt . R.
Kunschak,dassderVersuch ,dieAbgabeneuerlichzubeleben ,vollständigaus-¬
sichtslos sei .DerVerfassungsgerichtshofhat die Nahrungs -oderGenuss¬

mittelabgabe als verfassungswidrig erklärt und derVerwaltungsgerichtshof
hat in konkretenFällen erkannt ,dass der Begriff Luxusauf diebetreffenden

solcheLokale nicht zutrifft .Trotz dieser zwei Erkenntnisse wurden nicht nurBe¬
triebe eingereiht ,sondernauchder Steuersatzfür sie erhöht .Dasist eine
glatte Auflehnunggegen die Entscheidungenunserer oberstenGerichtshöfe .
DerMagistrathat sich mitderneuenSachlageabgefundenunddenErtragder
Nahrungs -oderGenussmittelabgabevon14MillionenSchillingauf ' 6Millio
nen Schilling restringiert .Der Finanzausschuss und der Stadtsenat haben
die Abgabemit diesemBetrag bewilligt,es ist demGemeinderateinent - ¬
sprechenderAntragzugegangenundder Gemeinderathat diesemAntragzuge¬
stimmt . Esgeht also auf keinenFall an ,auchdenBeschlussdesGemeinderates
zu missachten .Ueberdie städtischeWohnbautätigkeitsagtSt. . Kunschak,
dass sie zumKerngunktder GemeindepolitikundGemeindefinanzengeworden
ist,obwohlder Wohnbaunicht zu denunmittelbarenunddauerndenAufgaben
der Gemeindegehört .ImJahre 1929wurdenein Fünftel aller Ausgabenfür
denWohnhausbaugemacht ,mitdemdie Gemeindein der Oeffentlichkeitsehr ,
sehr flunkert .Bis Ende1929warimWohnbauprogrammder GemeindeWiender
Bauvon12 . 232Wohnungenvorgeschen .In Angriffgenommenwurdenabernur
37 . 901 ,sodassbis Ende1929ein Rückstandvon . 328Wohnungenvorhan-¬
denist .Bei der Zahlder fertiggestellten Wohnungenergibt sich bisEnde
1929einMankovon5 .172Wohnungen.Darausist zuersehen ,dassderWohnhaus-¬
bau sehr stark verzögert wird .Eine solche Verzögerungist aber fürdie
Gemeindekeine harmlose Sache ,sondern bedeutet für sie eine schwerefinanz :
le Schädigung ,da infolge fortwährenden Ansteigens desBauindexes
jede verspätet zumBaugelangendeWohnungselbstverständlich teurerkommt.
DasbedeutoteineleichtsannigeVerschleuderungdesGemeindevermögens.
St . R.Kunschakzählt nuheinige Fälle vonVerzögerungenvonWohnhaus-¬bauten auf .Wohnungen ,derenFBauim Jahre1930

vomzu¬
ständigen Ausschussbeschlossen wurde ,haben zwecksBeschlussfassungbis
heutonochnichtdenGemeinderatpassiert .EineReihovonWohnhausbauten
wurdeausdomBauprogrammderGemeindeherausgenommenundaufdieBundes¬
wohnbauförderungabgeschoben .Für das Jahr 1929allein beträgt derRückstan
anerbautenWohnungenrund70Prozent .AufdemGebietedesWohnbauesleiste
sich die GemeindeungeheureUeberschreitungen .Für 11 Bautenallein können
schonbis jetzt Ueberschreitungenvonrund ' 5MillionenSchillingangenom
menwerden ,obwohldie Endabrechnungdieser Bautennochgar nichtvorliegt

Fernerergibtsich ,dassimJahre192991MillionenunterdemTitelWohnha
bautenverausgabtworden ,für dieBautendesJahres1929abernur28Mil-¬
lionen verwendet wordensind . 60Millionen Schilling Rückständegeken
also zu Lastendes Jahres 1930undmanmusssich fragen ,wiegrossder35
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Rückstandfür das Jahr 1930ist bezw .obvondemfür die BautendesJahres
1931bewilligteBetragüberhauptnochfürdeeBautendesJahres1931
etwasübrigbleibenwird .WenndieseEntwicklungnichtrechtzeitigkorrigiert
wird ,stehen wir vor einem unabsehbaron Debakel der WienerWohnhausver¬
waltung .GR .Kunschakstellt neuerlichdasBegehren ,dasszukünftigeWohnhaus-¬
hautendurcheineAnleihegedecktwerdensollen .Diedagegenvorgebrachten
Einwändesind nicht stichhältig undso weit sie die Verdächtigungausspre¬
chen ,dasswirdie GemeindeamWohnhausbauhindernwollen ,gehenwirmit
Verachtungdarüberhinweg.(LebhafterBeifallbeidenE . . ) Wirwerdenden
Tagbalderleben ,andemSiesichtrotz allenSzräubensmitdiesemAntrag
der Minorität werdenbefreuundenmüssen ,weil der Gangder DingeSiezur
Vernunftzwingenwird( LebhafterBeifallbei der . *)

St . R.Kunschakbeschäftigt sodannmit der FragederAbgabenteilung.
DieMinoritäthatdurchmicham12 .DezemberihrnStandpunktklarundein-¬
deutig bekanntgegeben .Damalswurdenunsvon der Mehrheit wenigschmeihhelhafte
Zwischenrufegemacht,unterdenenderZuruf"Hochverräter"nocheinerder
zämstenwar. Ich will dagegennicht polemisieren ,weil diese Vorwürfevan
Leutengekommensind ,die sich als Sittenrichter heuteschondisqualifi¬
ziert haben ( Lebhafter Beifall bei der . . )Wir haben damals erkennen las¬
sen ,dasswirdie AenderungdesAbgabenteilungsgesetzesals ein Gebotder
SolidaritätspflichtgegeüberdenübrigenLändernundGemeindenbetrachten
unddasssich daherdie Gemeindevonihren bisherigenAbgabenanteilenwerde
Abstrichegefallenlassenmüssen.Wirhabenauchdeutlicherkennenlassen,
dassmanzu diesemZiel durchernstliche Beratungenkommensoll ,derenEnd¬
ergebnis ein für beide Teile erträglicher Vergleichsein solle .DieserStand- ¬
punktwurdeabgelehntundabsichtlichmissverstanden.Esist mehralsfrivol

94wiedie Arbeiter -Zeitungüberdie Abgabenteilunggeschriebenhat ,dadoch
genaubekanntist ,dass die Abgabenteilungnicht allein vonden Ländermahge¬
strebt wirdundihnenzugutekommt,sondernauchvondenGemeinden.Vonden
11 ' 82Millionen,diedieGemeindehergebendoll ,entfallen25 ' 61aufdie
Länderund16' 31aufdieGemeinden.WiekannmanbeieinersolchenSachlage
die Behauptungwagen ,die Landesfinanzreferentenallein sind es ,die indie
KassenderGemeindeWieneinbrechenDieLagederGemeindenundnamentlich
derGrdssgemeindenundderIndustriegemeindenist vielfachnochtrostloser
als dieFinanzlagederLänderunddieseGrossgemeindensindmitAusnahmevon
InnsbruckdurchwegsvonsozialdemokratischenMehrheitenverwaltet .Esist
also eine Frivolität sondersgleichen ,einer Frivolität ,die nur auseiner
ingeborenenVerlogenheithervorgehenkann ,wennmansagt ,es sindnurdien
hristlichspzialenin denLändern ,diesichanderGemeindeWienbereichern
vollen . Da715 "die Arbeiter - ZeitungzumB .selbst erschütternde Schil - ¬
erungenüberdie Drosselungen ,die . B.die GemeindeSt .Pöltenvornehmen
luss undschreibt ,dasseinewesentlicheEinnahmeerhöhungausderAbgabentei¬
ungfür diese Stadt eine Lebensfragesei ,wasauchrichtig ist .Dasselbegil
ber fast durchgängigfür alle Städte undIndustriegemeinden .Damitvergleich

vergleiche auchandieErwiderungenmdiemanunsseinerzeitgegebenhatund/dieHaltung
esReferentenvonheutemitderHaltungdesReferentenam12 .Dezember,
ls er erklärte ,SchlussmitderAbgabenteilung.Heuteappellierter andie
itarbeitderOpposition.Wirhabenam12 .Dezembererklärt ,bereitzusein.
ine Vereinbarungzu treffen ,die für beideTeileerträglich ist ,unterder
oraussetzungen ,dassdie StadtWienOpferbringenmuss .Sie habenesdamals
bgelehnt ,irgendein Opferzubringen ,habenjedeVereinbarungfürindusku-¬6
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tabel erklärt ,heute sprechen Sie selbst von Opfern ,die dieGemeinde
wird bringen müssen .Es ist aber unser Wunsch ,dass die Einbusse Wiens
möglichst in den Grenzen gehalten wird ,dass sie von der Gemeinde Wien
ertragen werden kann .Vier Wchenhat die Mehrheit vergehen lassen ,ohnean
uns zu appellieren .Wannin diesen 4 Wochenist je ein Wortverlorenwården ,
wie es heute ausgesprochen wurde ? AmBeginn der 4 Wochenhat manunsohne
einenWiderspruchdesPräsidiumsals Hochverrätervbeschimpfenlassen ,am
Ende der 4 Wochen beschimpft uns das Zentralorgan der Mehrheit -ich erkläre
offen mit Wissendes Bürgermeisters -als Verräter an Wienund kündigtuns
an ,dass die Wiener Wähler uns als Verräter züchtigen werden ,Heute wirdsich
der Finanzreferent wahrscheinlich sagen ,er hätte sich am 12 .Dezember
Zügelauferlegen ,nichtsein apodiktischesNeånsprechensonderndieMin¬
derheit zur Mitarbeiteinladensollen .Wennnicht der Bundeskanzlerselbst
mehr politische Einsicht und politisches Taktgefühl besessen hätte al die
Mehrheit hätte die Minderheitndes Gemeinderateskeine Möglichkeit ,aufdie
Verhandlungenüber die AbgabentedlungEinfluss zu nehmenMeinGewissenistmtt
rein .Ich habebei beidenBeratungem ,zu denenmichder Bundeskanzlerbeige¬
zogenhat ,als Wienerbekannt ,freilich auchals Oesterreicher ,der dieGemein¬
samkeitder Interessen der LänderundGemeindennicht übersehenkannund
will ( LebhafterBeifall bei der M . . ) Alsbekanntwurde ,dass michderBundes-¬
kanzkerdiesen Beratungenbeigezogenhat ,ist er . . . .. .dafür inihrem
Organangeflegelworden .Wenn Sie heute denAppellan die "VerräterWder
Wiener Interessen ergehen lassen ,so können wir nur sagen :Es wirdsehr

schwer ,diesemAppellGehörzu schenken ;dennes fehlen ja eigentlichdie
gesellschaftlichen Möglichkeiten ,sich mit Ihnen an einen Tisch zusetzen (
LebhafterBeifall bei der Minderheit ) . Eswärenotwendig ,die Luft zureini¬
gen undder Oeffentlichkeit den wahrenSachverhaltvor Augenzu führen ,damit
sie erkenne ,wodie Verräter sitzen ,wonicht Vernunft andEinsichtmsondern
bornierteRechthabereiamWerkeist ( LebhafterBeifallbeider . . )

GR .Dr .Danneberg :Die Herran der Minorität habenJahr ausJahr
ein mysteriöseAndeutungenüberdie kontrolloseWirtschaftderWiener
Gemeindeverwaltunggemachtund sich nach einer Kontrolle durch denRech¬
nungshofheiser geschrien .Nunda es zu dieser Kontrolle gekommenist ,dader
ersteBerichtdesRechnungshofesvorliegt ,dieserBerichtallerdingsden
Erwartungender Minderheit nicht entspricht ,erklärt Herr Kunschak :sehr
bedeutungsvollist dieser Bericht des Rechnungshofesnicht :( Heiterkeitbei
ler Mehrheit ) ,der Rechnungshof amtiere das erste Jahr und kenne sich nicht
us .HerrcKuhschaktut so ,als oh der Rechnungshoferst vor einem Hahr ,ge¬
ründet wordenwäre .Hätte der RechnungshofGravierendeszubeanstanden
ehabt ,hätte HerrKunschaknicht gesagt ,dasssein BerichtkeineBedeutung
et ( Lebhafter Beifell bei der Mehrheit ) .Diese Art Argumentationrichtet
ichsosehrnachdenagigatorischenBedürfnissendasswirunsvoneiner
olchenWarteaus wirklichnicht abkanzelnzu lassen brauchen( LebhafterBei¬
all bei der Mchtheit .- Zwischenrufe ) .Wirwünchennichts anderes ,alsdass
ie Ihre Politik der Kritikasterei weiterüben ,mit der Sie ja 'in den10
ahren von einem Fiaako zugt " anderen gekommensind .WasHerr Kunschaküber
ie Wohnhausbautensagt . ,der in kennt mansich überhauptnicht mehraus .Das
inemalwirdder Herrenzu viel ,dasandereMalzu wenig ,das eine Malzu
asch ,das andereMalzu langsamgebaut( Zwischenrufebei derMinderheit ) .
in kann .auf das,wasHerr Kunschaküber die Wohnhausbautengesagt hatnichts
widern ,weil mannicht recht weiss ,waser eigentlich will ( Lachenbei
r Minderheit. -Zwischenrufe . ).BeiseinenAüsführungenüberdieAbgaben-
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teilung hat HerrKunschaksehr wehleidiggetam .Geradeihmstehtdiese
Wehleidigkeitsehrschlochtan ,denner hatimmerzudensehrröbusten
Rednernin Wichgehört .WennSiesichüberdenTonbeklagen,in demdie
Arbeiter-Zeitungschreibt ,dannlesenSiegefälliggtauchIhreReichspost.
DieArbeiter - Zitunghat sichin derZeit ,damansichbemühthat ,in
VerhandäungendieAbgabenteilungzuerledigeneineganzeWochelangjeb-¬
licherAeudserungüberdie Abgabenteilungenthalten .Manlese nach ,wørdie
Reichspostin dieser geschriebenhat ,wiesie denStadtrat Breitnerunun¬
terbrochenbeschimpfthat .St . R.Breitner ,der nicht zu denrobustenRednern
gehört ,wirdda nicht so wehleidigsein .DasWort"SchlussmitderAbgabentei¬
lung "dasSt . R.Breitneram12 .Dezember. . - .zwermgesprochenhat ,
war gar nihht in demSinne gebrauchtworden ,den heute Herr Kunschakihm
gibt ,dass nämlichüber die Abgabenteilungnicht verhandelt werdendürfe .
Breitner hat vielmehrdie Geschichteder Abgabenteilungin den letzten 8
Jahren dargelegt und erklärt ,mansolle zumSystemder Umlagen ,dasfrü¬
herbestandenhat ,zurückkehren,dannkönnemanmitderAbgabenteilungüber-¬
hauptSchlussmachenundbrauchenicht immerüberSteueranteileherum¬
streiten .DassdieIndustriegemeindenin grosserNotsind ,wirdvonniemandem
bestritten .Eine andere Frage ist es aber ,ob es gerade die GemeindeWien
seinmuss ,die aller Notin Oesterreichein Endezumachenhat(Beifall
bei der Mehrheit ) .Mit demgleichen Recht muss mandie Frage aufwerfen ,ob
die Abgagenteilungwirklichimmernurunter demGesichtspunktederTeilung
zwischenWienunddenLändernbetrachtetwerdensoll undobes nichtaucheineandereAbgabenteilunggibt ,nämlichdie ,dassdie Steuererträgedie
der Bundaus den gemeinschaftlichenStei ern bezieht ,zwischendemBundund
allenanderenLändernandersaufgoteiltwerdensollenals bisher( Beifallbei
derMehrheit) ,Esist einsehrbequemerStandpunkt,anzunehmen ,dassder
Finanzministermit zugeknöpftenTaschendie PatronanzüberdieAbgabentei¬
lung der anderenübensoil,statt zu fragen ,ob er nicht selbst etwaszu
leistenhat .DieAbgabenteilungwärelängsterledigt ,wenndieRegierung
nicht denhalsstarrigen Standbuhkteinnähme ,dass die Regierunguntergar
keinenUmständenauchnureinenGroschenbergebe- Mandenkenurandie
Frage der Vermögensabgabe ,diehmmrn als eine gemeinschaft
licheAbgabein einemGesetzeerklärtist unddiederBundjetzteinfach

ausdurcleinsteckt ,oder an die Frage des Präzipuums ,däs/nicht als dauerndeEin¬
richtunggedachtwar .Dahält sichGR .Kunschakdarüberauf ,dasser undseine
Kollegenals Verräterhingestelltwerden.Hater je etwasdavongehört ,dass
in demStreit ,wieer jetzt zwischenWienunddenLändernherrscht ,irgend
einLändervertreterdieNotderLänderals garnichtsogrosshingestellt
hätte ,währendHerr Kunschak ,Frau Motzkoundandere Rednerderchristlich¬
sozialen Partei seit Wochennicht müdewerden ,in der Oeffentlichkeitdar¬
zulegen ,wasmanallee Wienweghenmenkänneundwodie MöglichkeitzuStrei¬
chungenaller Attwäre( LebhafteHört' Hörtrufebei derMehrheit ) .WennSie
das Wiener Patriotismus nennen wollen ,ish nenne es anders .Ich kann mir

dasWærtersparen,mitdemmandasbezeichnet,dennesschwebtjedemauf
denLippen( LebhafterBeifall undHändeklatschenbei derMehtheit) .
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Herr Stadtrat Kunschakhat auchbehauptat ,dieArbeiter - Zei¬
tung hätte gogen ihn heftige Vorwürfe erhoben ,weil er mit demBundeskanz - ¬

ler gerodet habe . Hierliegt eine Verwechslungvor .DerwahreSachverhaltist
ganz anders . DieArbeiter - Zeitunghat über dio sogenannte Länderkonferenz

geschrieben ,die eine christlichsozial - landbündlerischeParteikonferenzwar .
Dawar in der Arbeiter - Zeitungzu lesen ,dass an dieser Konferenzauchdie
Herren Kunschak und Dr .Kinnböck teilgenommen haben .Man muss sich wohlfragen

ob das der normale Zustand ist ,wenn in einer Länderkonferenz ,an der alle 8
Länder vertreten sind ,das neunte Land von einer Partei vertreten wird ,die
nur 24 Prozent der Wählerschaft in sich vereinigt .Da muss der HerrKunschak
schon gestatten ,dass dies einer Kritik unterzogen wird .In Wirklichkeit sind
ja dieser Länderkonferenzen nichts anderes als Parteikonventikol unter einer
falschen Flagge .Umgekehrgibt es ja auch in don 8 Ländernsozialdemokratisch
Vertreter ,die eine sehr starke Minderheit darstellen ,wie in Kärnten und im

Burgenland .Im Burgenland ist sogar der Finanzreforont ein Sozialdemokrat .
Aber zur Länderkonferenz hat ihn die Regierung nicht eingeladen ! WennHerr

Kunschak hier sagt ,sein Gewissen sei rein und er hätte dem Bundeskanzler ge - ¬

genüber gerdet ,wie ein Wiener ,so freut uns das,wenn er damit sagen wollte ,

dass er die Wiener Interessen vertreten hat .Aber das kann der andere Herr ,
der da zu dieser Länderkonferenz als Vertreter Winns beigezogen worden ,der

Herr Dr .Kinnböck ,nicht behaupten . Erhat nach der Reichspost vorgestern eine
Rede gehalten ,die ihn gar nicht berechtigt zu sagen ,sein Gewissen sei rein .

Er hat der Regierung in dieser Rede sehr freundliche Ratschlägegegeben ,
wie sich ablehnend gegen alle Verschläge Wiens in den Verhandlungen über di
Abgabenteilung verhalten soll . Wirbedanken uns für diese Ratschläge des Her

Dr . Kienböck und erklären ,dass sich seine Vertrotung der Interessen Wiensvo
Verrat in gar nichts mehr unterscheidet .Da ist noch das neue Schosskind der

WienerChristlichsozialen ,der Herr /Hryntschak . Derhat gar in einerVersamm¬
lung erklärt,wenn manWien auch noch so viel wegnehme,eskriegt nochimmer
zwei - bisdreimal zu viel .Das ist /auch ein WienerAbgeordneter .Ich sehein
einer solchen Rededen Ausbruch/des Hasses und der Wut ,eineVergiftung
desganzenStreitesumdie Abgøbenteilung.Dasist es,wasdiesenKampfin
Wirklichkeit so schwierig macht .In jedem Land ,in demumdenFinanzausgleic

gekämpftwird ,gibt es Gegensätze .Mansieht das sehr deutlich inDeutschlan
Aber in keinem dieser Kämpfe hat man noch ein solches Verhalten erlebt ,wie

es die Herren Kienböckund Hryntschak an den Tag legen . Wennich nurvom
Standpunktder Partei spreche ,so könnte ich wünsche ,dass Sie nur sowei¬
ter arbeiten mögen . Siehaben von 1920 bis 1930 mit dieser Methodenicht
einen einzigen Wähler=gewonnen.Die Sozialdemokratiehat aber 260 . 000Stim¬
menin dieser Zeit gewonnen .( Stürmischer Beifall bei derMehrheit )
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Das ist das Urteil dos Volkes .UndwennHerr Kunschakin einer Versammlungs¬

redeseiner Schnsuchtnachder Neuwahldes GemeinderatesAusdruckgogeben
hat ,damit endlich die rote Gemeinderatsmehrheit gestürzt werde,sobewundere

ich seinen Mut ,den er aus demWahlausgangvom9 .Novombergezchöpfthat . Wir
aber könnenaua dem . Novemberdie Zuversicht schöpfen ,dass Sie beiden
nächstenWahlenauf demWegbergab ,den Sie seit zehnJahren gehen ,weiter -¬
schreiten werden .( Lebhafter ,langandauernderBeifall bei denSozialdemkraten )

GemeinderatBiber( . )wünscht ,dassdemKontrollamtmehrBewegungs-¬
freiht eingeräumtwerde .Vorallem muses vonden amtsführendenStadträten
gänzlich lostgelöst werden und nur demGemeinderat unterstehen .Ander
Tätigkeit des Kontrollamteshabe die Minderheitnicht wesentlichesauszu¬
setzen .Mit demBerichte des Rechnungshofes könne das Kontrollamt zufrio¬

den sein .Ein Abschnitt des Berichtes des Rechnungshofesgeheaberweit
über den Rahmendes Gesetzes weit hinaus . Esist der Bericht über denWohn¬

nausbau . Darinwird ein Lobausgesprochen ,domich michals Fachmannnicht
anschliessen könne . DieTendenz des Rechnungshofberichtes ist aufSparsam¬
keit gerichtet ,das heisst ,der Rechnungshofwünschteine SchonungderWiener
Steuerträger.BreitnernimmtjedochdaraufleiderkeineRücksicht. Sofalsch
seine Taktik in der Frage der Abgabenteilungist ,so falsch ist esauch ,
das Systemder Uebersteuerungder WienerSteuerträger starrsinnig aufrecht - ¬

zuerhalten .BundundGemeindebesteuernheutedenUmsatz,eineSache ,die
manim Frieden überhaupt nicht kannte .Die Folgen einer solchenBesteuerunger

sind unfassbar ; wir/lebenheute schon eine 300 bis hoofache Besteuerungdes

Umsatzes. Dazukommtnoch ,dassBreitnereinenkleinenKreisvonGewerbe¬
treibenden mit turmhohenSteuern belastet .Die WienerGewerbetreibendensind

amEndeihrer Kraft ,weshalbsie Ihre VerteidigungsstellunggegenBreitner
aufgeben und ihm einen organisierten Widorstandentgegensetzen worden .Bei
derNahrungs-undGenussmittelabgabeist abgesehenvonihrerVerfassungs¬
widrigkeitdie Unerträglichkeitdarin gelogen ,dass sie auf domKonsumenten
ebennicht abgewälztwerdenkann .Vom1 .Jänneran habenSie dieErmässigung
der Automobilabgabeeingestellt .Die Folge davon ist ,dass sehr violc Automo¬
bilbesitzer ihre Wagenabgemeldethaben ,da sie die Steuernichtzahlen
können . Sowird durch Ihr Steuersystemdas Bürgertumin der Ausübungseines
Berufesgehindert .Esist die höchsteZeit ,wennendlicheinmaldieseun¬
erhörte Drangsalierungder Steuerträger einer vernünftigenFinanzpolitik
Platz machenwürde ,Solange Breitner sich diesen Wünschenwidersetzt ,können
wir nur sagen :Pereat Breitner ! ( Beifall bei derMinderheit ) .

DieSitzungwirdum10Uhrabgebrochen.DienächsteSitzungwird
schriftlich einberufen .Schlussder Sitzung22Uhr.

- ¬10
Bogonabfertigung22108
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